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Gesetz zur Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2016/426 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 9. Marz 2016 tiber Gerate zur Verbrennung
gasformiger Brennstoffe und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/142/EG
(Gasgeratedurchfiihrungsgesetz - GasgerateDG)

Vom 18. April 2019 (BGBI. I Nr. 13, S. 473)
zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Mai 2026 (BGBI | Nr. 140)
in Kraft getreten am 28. Mai 2026

§1

Notifizierung von Konformitatsbewertungsstellen

Die Notifizierungen von Konformitdtsbewertungsstellen entsprechend Kapitel IV der Verordnung (EU)
2016/426 in der Fassung vom 9. Oktober 2024 werden von der Befugnis erteilenden Behorde nach § 10 Ab-
satz 1 Satz 1 erster Halbsatz des Produktsicherheitsgesetzes durchgefiihrt.

§2
Richtwert fiir Stichproben bei der Marktiiberwachung

Die Marktiberwachungsbehdrden kontrollieren anhand angemessener Stichproben auf geeignete Art und
Weise und in angemessenem Umfang, ob die Gerate und Ausristungen die Anforderungen der Verordnung
(EU) 2016/426 in der Fassung vom 9. Oktober 2024 erflillen. Diese Stichproben bilden eine Teilmenge des
Richtwerts nach § 25 Absatz 2 des Produktsicherheitsgesetzes.

§3

Unterrichtung bei Nichtkonformitét eines Gerats oder einer Ausriistung

Unterrichtungen nach Artikel 37 Absatz 2 und 4 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) 2016/426 in der Fassung
vom 9. Oktober 2024 bei Nichtkonformitat eines Gerats oder einer Ausriistung richtet die Marktiiberwachungs-
behorde unverziglich Gber die Bundesanstalt fiir Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin an die Europaische Kom-
mission und an die Ubrigen Mitgliedstaaten der Europaischen Union.

§4
Nichtkonformitét eines Gerats oder einer Ausriistung in einem anderen
Mitgliedstaat der Europaischen Union

(1) Erhalt die Marktiiberwachungsbehdrde Informationen nach Artikel 37 Absatz 4 Unterabsatz 2 der Verord-
nung (EU) 2016/426 in der Fassung vom 9. Oktober 2024 dariiber, dass in einem anderen Mitgliedstaat der
Europaischen Union aufgrund der Nichtkonformitat eines Gerats oder einer Ausriistung eine vorlaufige Mal3-
nahme nach Artikel 37 Absatz 4 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) 2016/426 in der Fassung vom 9. Oktober
2024 getroffen worden ist, und halt die Marktiberwachungsbehdérde diese MalRnahme flr gerechtfertigt, so
trifft sie ihrerseits alle geeigneten vorldufigen MaRnahmen. Sie unterrichtet unverzuglich Uber die Bundesan-
stalt fur Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin die Europaische Kommission und die Ubrigen Mitgliedstaaten der
Europaischen Union

1. Uber die geeigneten vorlaufigen MalRnahmen, die sie selbst getroffen hat, sowie

2. Uber alle weiteren ihr vorliegenden Informationen hinsichtlich der Nichtkonformitat des Gerats oder der

Ausristung.

(2) Sofern die Marktiiberwachungsbehoérde die von dem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union ge-
troffene vorlaufige MaRnahme nicht flir gerechtfertigt halt, unterrichtet sie Gber die Bundesanstalt flr Arbeits-
schutz und Arbeitsmedizin die Europaische Kommission und die Ubrigen Mitgliedstaaten der Europaischen
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Union dartber und gibt ihre Einwande an. Die Unterrichtung muss innerhalb der in Artikel 37 Absatz 7 der
Verordnung (EU) 2016/426 in der Fassung vom 9. Oktober 2024 genannten Frist von drei Monaten erfolgen.

(3) Erachtet die Europaische Kommission den Einwand der Marktiiberwachungsbehorde nach Absatz 2 flr
nicht gerechtfertigt, so hat die Marktliberwachungsbehdérde die erforderlichen Malinahmen zu treffen und tber
die Bundesanstalt fiir Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin die Europaische Kommission lber die getroffenen
Mafnahmen zu unterrichten.

§5
Unterrichtung bei Risiken trotz Konformitat eines Gerats oder einer Ausriistung

Die Unterrichtung Uiber die Feststellung, dass konforme Gerate oder Ausriistungen ein Risiko flr die Gesund-
heit von Personen, fir Haus- oder Nutztiere oder fiir Glter darstellen, sowie die Unterrichtung ber die ge-
troffenen Korrekturmaflinahmen nach Artikel 39 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/426 in der Fassung vom
9. Oktober 2024 richtet die Marktiberwachungsbehdérde unverziglich tiber die Bundesanstalt fiir Arbeitsschutz
und Arbeitsmedizin an die Europaische Kommission und an die Ubrigen Mitgliedstaaten der Europaischen
Union.

§6
Notfallverfahren

(1) Sofern die zustandige Behorde das Inverkehrbringen eines bestimmten Gerats oder einer bestimmten
Ausrustung nach Artikel 40c Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/426 in der Fassung vom 9. Oktober 2024
genehmigt, hat sie unverzlglich die Bundesanstalt fir Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin zu unterrichten, die
ihrerseits unverziglich die Europaische Kommission und die Gbrigen Mitgliedstaaten der Europaischen Union
zu unterrichten hat.

(2) Der nach Artikel 40c Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) 2016/426 in der Fassung vom 9. Oktober
2024 auf einem Gerat oder einer Ausriistung anzubringende Hinweis ist in deutscher Sprache abzufassen.

(3) Sofern die zustandige Behdérde eine in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union nach Arti-
kel 40c Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/426 in der Fassung vom 9. Oktober 2024 erteilte Genehmigung
nach Artikel 40c Absatz 4 der Verordnung (EU) 2016/426 in der Fassung vom 9. Oktober 2024 anerkannt hat,
hat sie unverziiglich die Bundesanstalt fliir Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin zu unterrichten, die ihrerseits
unverzuglich die Europaische Kommission und die Gbrigen Mitgliedstaaten der Europaischen Union zu unter-
richten hat.

(4) Die Marktiberwachungsbehdrde hat die Bundesanstalt flr Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin unverziglich
Uber alle ergriffenen Abhilfemafinahmen und beschrdnkenden MalRnahmen in Bezug auf solche Gerate und
Ausristungen zu unterrichten, fur die eine Genehmigung nach Artikel 40c Absatz 1, 2 oder 4 der Verordnung
(EU) 2016/426 in der Fassung vom 9. Oktober 2024 giiltig ist; die Bundesanstalt fiir Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin hat ihrerseits unverziglich die Europaische Kommission und die Ubrigen Mitgliedstaaten der Europa-
ischen Union hierlber zu unterrichten.

§7
Sprache der Gebrauchsanleitungen, der Sicherheitsinformationen
und der EU-Konformitatserkldrungen

(1) Bei Geraten und Ausristungen sind folgende Unterlagen in deutscher Sprache abzufassen:

1. die Gebrauchsanleitung und die Sicherheitsinformationen sowie die Abschrift der EU-Konformitatserkla-
rung nach Artikel 7 Absatz 7 Unterabsatz 1 Satz 1 und Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) 2016/426 in
der Fassung vom 9. Oktober 2024,

Version 02/2021
2 Vorschriftensammlung der Gewerbeaufsicht Baden-Wiirttemberg




ProdSich 2.07

die Gebrauchsanleitung und die Sicherheitsinformationen sowie die Abschrift der EU-Konformitatserkla-
rung nach Artikel 9 Absatz 4 Unterabsatz 1 und 2 der Verordnung (EU) 2016/426 in der Fassung vom
9. Oktober 2024 sowie

die EU-Konformitatserklarungen nach Artikel 15 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 der Verordnung
(EU) 2016/426 in der Fassung vom 9. Oktober 2024.

(2) Die Handler missen nach Artikel 10 Absatz 2 Unterabsatz 1 und 2 der Verordnung (EU) 2016/426 in der
Fassung vom 9. Oktober 2024 Uberprifen, ob die Gebrauchsanleitung und die Sicherheitsinformationen, die
dem Gerat beigefligt sind, oder die Abschrift der EU-Konformitatserklarung, die der Ausriistung beigefligt ist, in
deutscher Sprache abgefasst sind.

§8
BuBgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Angabe Verordnung (EU) 2016/426 in der Fassung vom 9. Oktober
2024 verstolt, indem er vorsatzlich oder fahrlassig

1.

10.

11.

12.
13.

14.

entgegen Artikel 7 Absatz 3, auch in Verbindung mit Artikel 8 Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2
Buchstabe a, oder entgegen Artikel 9 Absatz 8 die technischen Unterlagen nach Anhang Ill Nummer 1.3.1
Buchstabe c, eine EU-Konformitatserklarung oder eine Abschrift der EU-Konformitatserkla-rung nicht
oder nicht mindestens zehn Jahre aufbewahrt oder nicht oder nicht mindestens zehn Jahre bereithalt,
entgegen Artikel 7 Absatz 5 Unterabsatz 1 nicht gewahrleistet, dass ein Gerat oder eine Ausriistung eine
dort genannte Nummer oder ein anderes Kennzeichen und eine dort genannte Aufschrift tragt,

entgegen Artikel 7 Absatz 5 Unterabsatz 2 nicht gewahrleistet, dass eine dort genannte Information auf
der Verpackung oder in einem dort genannten Dokument angegeben ist,

entgegen Artikel 7 Absatz 6 Unterabsatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 oder 3 oder Unterabsatz 2
Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 oder 3 oder entgegen Artikel 9 Absatz 3 Unterabsatz 1 Satz 1 oder
Unterabsatz 2 Satz 1 eine dort genannte Angabe nicht, nicht richtig, nicht vollstadndig oder nicht in der
vorgeschriebenen Weise beim Inverkehrbringen macht,

entgegen Artikel 7 Absatz 7 Unterabsatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 7 Absatz 1 Nummer 1 dieses
Gesetzes oder Artikel 9 Absatz 4 Unterabsatz 1 in Verbindung mit § 7 Absatz 1 Nummer 2 dieses Geset-
zes nicht gewahrleistet oder nicht sicherstellt, dass dem Gerat die Gebrauchsanleitung und eine dort
genannte Sicherheitsinformation in deutscher Sprache beigefugt sind,

entgegen Artikel 7 Absatz 7 Unterabsatz 2 in Verbindung mit § 7 Absatz 1 Nummer 1 dieses Gesetzes
oder Artikel 9 Absatz 4 Unterabsatz 2 in Verbindung mit § 7 Absatz 1 Nummer 2 dieses Gesetzes nicht
gewabhrleistet oder nicht sicherstellt, dass der Ausriistung eine dort genannte Abschrift der EU-Konfor-
mitatserklarung in deutscher Sprache beigeflgt ist,

entgegen Artikel 7 Absatz 8 Satz 1 oder Artikel 9 Absatz 7 Satz 1 eine dort genannte Korrekturmaf3nahme
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig ergreift,

entgegen Artikel 7 Absatz 8 Satz 2 eine dort genannte Behdrde nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig
unterrichtet,

entgegen Artikel 7 Absatz 9 Satz 1, auch in Verbindung mit Artikel 8 Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit
Satz 2 Buchstabe b, entgegen Artikel 9 Absatz 9 Satz 1 oder Artikel 10 Absatz 5 Satz 1 eine Information
oder eine Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollstédndig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht
rechtzeitig zur Verfiigung stellt,

entgegen Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz 1 Satz 1 oder Unterabsatz 2 Satz 1 nicht gewahrleistet oder
nicht daflir sorgt, dass ein Konformitatsbewertungsverfahren durchgefiihrt wird,

entgegen Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz 1 Satz 2 nicht gewahrleistet, dass der Hersteller die technischen
Unterlagen nach Anhang Ill Nummer 1.3.1 Buchstabe c erstellt hat, dass ein Gerat mit der CE-Kenn-
zeichnung nach Artikel 16 versehen ist, dass dem Gerat eine Gebrauchsanleitung und eine dort genannte
Sicherheitsinformation beigefligt sind oder dass der Hersteller eine dort genannte Anforderung erfilllt,
entgegen Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz 3 Satz 1 ein Gerat oder eine Ausristung in Verkehr bringt,
entgegen Artikel 9 Absatz 5 oder Artikel 10 Absatz 3 nicht gewahrleistet oder nicht daflir sorgt, dass eine
Lagerungs- oder Transportbedingung die Ubereinstimmung des Gerats oder der Ausriistung mit einer
dort genannten wesentlichen Anforderung nicht beeintrachtigt,

entgegen Artikel 10 Absatz 4 Satz 1 nicht dafir sorgt, dass eine dort genannte KorrekturmaRnahme er-
griffen wird,
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15. entgegen Artikel 12 Satz 1 einen Wirtschaftsakteur nicht oder nicht rechtzeitig nennt,

16. entgegen Artikel 16 in Verbindung mit Artikel 30 Absatz 5 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 Uber die Vorschriften fiir die Akkreditierung
und Marktuberwachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung der
Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates (ABI. L 218 vom 13.8.2008, S. 30) eine Kennzeichnung, ein
Zeichen oder eine Aufschrift auf einem Gerat oder einer Ausristung anbringt,

17. entgegen Artikel 17 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2, jeweils in Verbindung mit Artikel 7 Absatz 2
Unterabsatz 2, die CE-Kennzeichnung nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig anbringt,

18. einer vollziehbaren Anordnung nach Artikel 37 Absatz 4 Unterabsatz 1 oder Artikel 40 Absatz 2 zuwider-
handelt,

19. entgegen Artikel 39 Absatz 2 nicht gewahrleistet, dass sich eine Korrekturmalinahme auf samtliche be-
troffene Gerate oder Ausristungen erstreckt oder

20. als Wirtschaftsakteur entgegen Artikel 40c Absatz 2 Unterabsatz 2 Satz 1 in Verbindung mit Satz 3 einen
Hinweis nicht, nicht richtig, nicht vollstandig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht zum Zeit-
punkt des Inverkehrbringens anbringt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 7, 12, 14, 18 und 19 mit einer GeldbulRe
bis zu hunderttausend Euro, in den Ubrigen Fallen mit einer GeldbuRe bis zu zehntausend Euro geahndet
werden.

§9

Strafvorschriften

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer eine in § 8 Absatz 1 Nummer 7, 12,
14, 18 oder 19 bezeichnete vorsatzliche Handlung beharrlich wiederholt oder durch eine solche vorsatzliche
Handlung Leben oder Gesundheit eines Anderen oder fremde Sachen von bedeutendem Wert gefahrdet.

Version 02/2021
4 Vorschriftensammlung der Gewerbeaufsicht Baden-Wiirttemberg




	Gesetz zur Durchführung der Verordnung (EU) 2016/426 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 über Geräte zur Verbrennung gasförmiger Brennstoffe und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/142/EG (Gasgerätedurchführungsgesetz - GasgeräteDG)
	§ 1 Notifizierung von Konformitätsbewertungsstellen
	§ 2 Richtwert für Stichproben bei der Marktüberwachung
	§ 3 Unterrichtung bei Nichtkonformität eines Geräts oder einer Ausrüstung
	§ 4 Nichtkonformität eines Geräts oder einer Ausrüstung in einem anderen  Mitgliedstaat der Europäischen Union
	§ 5 Unterrichtung bei Risiken trotz Konformität eines Geräts oder einer Ausrüstung
	§ 6 Notfallverfahren
	§ 7 Sprache der Gebrauchsanleitungen, der Sicherheitsinformationen und der EU-Konformitätserklärungen
	§ 8 Bußgeldvorschriften
	§ 9 Strafvorschriften

